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Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 204 Automobilwerk Harting Süd

Der Stadtrat hat mit Beschluss vom 
18.12.2014 den Bebauungsplan Nr. 204 
Automobilwerk Harting Süd für das 
Gebiet zwischen Herbert-Quandt-Allee, 
Walhallastraße und Max-Planck-Straße 
als Satzung beschlossen. Dieser Be-
schluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 
des Baugesetzbuchs (BauGB) ortsüblich 
bekannt gemacht. Mit dieser Bekannt-
machung tritt der Bebauungsplan in 
Kraft. Jedermann kann den Bebauungs-
plan mit der Begründung sowie die 
zusammenfassende Erklärung über die 
Art und Weise, wie die Umweltbelange 
und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung in dem 
Bebauungsplan berücksichtigt wurden, 
und aus welchen Gründen der Plan nach 
Abwägung mit den geprüften, in Betracht 
kommenden anderweitigen Planungs-
möglichkeiten gewählt wurde, einsehen 
und über deren Inhalt Auskunft verlan-
gen. Möglichkeit hierzu besteht während 
der Öffnungszeiten für den allgemeinen 
Besucherverkehr beim Stadtplanungsamt 
im Neuen Rathaus, D.-Martin-Luther-
Straße 1.

Auf die Voraussetzungen für die Geltend-
machung der Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften und von Mängeln 
der Abwägung sowie die Rechtsfolgen 
des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewie-
sen.

Unbeachtlich werden demnach
1. 	�eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2. 	�eine unter Berücksichtigung des  
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und 
des Flächennutzungsplans und

3. 	�nach § 214 Abs, 3 Satz 2 BauGB 
beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung des Bebauungs-
plans schriftlich gegenüber der Stadt 
geltend gemacht worden sind; der 
Sachverhalt, der die Verletzung oder den 
Mangel begründen soll, ist darzulegen.
Außerdem wird auf die Vorschriften des  
§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
BauGB hingewiesen. Danach erlöschen 
Entschädigungsansprüche für nach den 
§§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 

Vermögensnachteile, wenn nicht inner-
halb von drei Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit 
des Anspruches herbeigeführt wird.

Regensburg, 29.12.2014

Stadt Regensburg
Joachim Wolbergs
Oberbürgermeister
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Satzung

zur Änderung der Satzung der Stadt 
Regensburg über die Rechtsstellung der 
Bürgermeister und Bürgermeisterinnen 
und über die Entschädigung ehrenamt-
lich tätiger Personen
(Rechtsstellungs- und Entschädigungs-
satzung)

vom 19.12.2014

Aufgrund der Art. 20 a, 23 und 35 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern erlässt die Stadt Regensburg 
folgende Satzung:

1.

§ 1

Die Satzung der Stadt Regensburg über 
die Rechtsstellung der Bürgermeister 
und Bürgermeisterinnen und über die 
Entschädigung ehrenamtlich tätiger 
Personen (Rechtsstellungs- und Ent-
schädigungssatzung) vom 12. Juni 1997 
(AMBl. Nr. 26 vom 30. Juni 1997), zuletzt 
geändert durch die Satzung vom 9. Mai 

2014 (AMBl. Nr. 21 vom 19. Mai 2014), 
wird wie folgt geändert:

1.  § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) � Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Entschädigung ändert sich in 
gleichem Verhältnis, wie sich das 
Grundgehalt der Besoldungsgruppe  
A 13 der Besoldungsordnung A des 
Bayerischen Besoldungsgesetzes 
linear verändert.“

b) � Satz 6 erhält folgende Fassung: 
„Die Gewährung der Sonderzahlung 
erfolgt entsprechend den beamten-
rechtlichen Vorschriften für die 
Beamten der Besoldungsgruppe  
A 13 der Besoldungsordnung A des 
Bayerischen Besoldungsgesetzes.“

2.  § 3 wird wie folgt geändert: 
a) � Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die in § 4 Abs. 1 bis Abs. 3 und 
Abs. 9 der Integrationsbeiratssatzung 
aufgeführten stimmberechtigten und 
beratenden Mitglieder erhalten ein 
Sitzungsgeld von je 30,00 € für die 

notwendige Teilnahme an maximal  
6 Sitzungen des Integrationsbeirates 
und seiner Ausschüsse pro Jahr. Der/
die Vorsitzende des Integrationsbeira-
tes (§ 6 Integrationsbeiratssatzung) 
erhält darüber hinaus eine monatliche 
Entschädigung von 40,00 €.“

b) � Abs. 2 wird gestrichen. Die bisherigen 
Absätze 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9 werden 
Absätze 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8.

2.

§ 2

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft.

Regensburg, 19.12.2014

Stadt Regensburg
Joachim Wolbergs
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung

Die Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther-Str. 3
93047 Regensburg                               
Telefon 0941/507-5629
Fax 0941/507-4629
E-Mail: vergabestelle@regensburg.de

beabsichtigt folgenden Auftrag  
zu vergeben:

Offenes Verfahren nach VOB/A
15 E 003 – �Landschaftsbauarbeiten 

Sportplatzbau DIN 18320
15 E 004 – �Beton- und Wegebauarbeiten 

DIN 18318
15 E 005 – �Landschaftsbauarbeiten  

DIN 18320

Nähere Informationen zu oben  
genannten Ausschreibungen siehe unter 
www.vergabe.bayern.de  und  
www.regensburg.de/vergaben

Bei Widersprüchen ist allein verbindlich 
der Veröffentlichungstext im EU-Supple-
ment unter http://simap.europa.eu
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Haushaltssatzung der Stadt Regensburg für das Haushaltsjahr 2015

I.

Aufgrund der Art. 63 ff der Gemeindeord-
nung (GO), BayRS 2020-1-1-I hat der 
Stadtrat der Stadt Regensburg in seiner 
öffentlichen Sitzung am 20.11.2014 
folgende Haushaltssatzung beschlossen, 
die hiermit gem. Art. 65 Abs. 3 GO 
bekannt gemacht wird:

§ 1

(1) Der als Anlage beigefügte Haushalts-
plan für das Haushaltsjahr 2015 wird 
hiermit festgesetzt:

er schließt 
		 im Verwaltungshaushalt
	 in den Einnahmen 
	 und Ausgaben mit� 594.300.700 €

	 und im Vermögenshaushalt
		 in den Einnahmen
	 und Ausgaben mit� 186.123.000 €
	 ab.

(2) Der als Anlage beigefügte Wirt-
schaftsplan für die eigenbetriebsähnliche 
Einrichtung „Arena Regensburg – Regie-
betrieb der Stadt Regensburg“ für das 
Wirtschaftsjahr 2015 wird hiermit 
festgesetzt; er schließt

	 im Erfolgsplan 
	 in den Erträgen mit � 858.900 €
 	 und in den  
	 Aufwendungen mit 	�  2.757.100 €

	 und im Vermögensplan
	 in den Einnahmen  
	 und Ausgaben mit 	�  16.295.150 €
	 ab.

§ 2

(1) Der Gesamtbetrag der Kreditaufnah-
men für Investitionen und Investitionsför-

derungsmaßnahmen wird auf 125.000 € 
festgesetzt. 

(2) Der Gesamtbetrag der Kreditaufnah-
men für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen im Vermögensplan 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
„Arena Regensburg – Regiebetrieb der 
Stadt Regensburg“ wird auf 15.121.850 € 
festgesetzt.

§ 3

(1) �Der Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
ermächtigungen im Vermögenshaus-
halt wird auf 62.560.000 € festgesetzt.

(2) �Verpflichtungsermächtigungen im 
Vermögensplan der eigenbetriebsähn-
lichen Einrichtung „Arena Regensburg 
– Regiebetrieb der Stadt Regensburg“ 
werden nicht festgesetzt.

§ 4

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachste-
hende Gemeindesteuern werden wie 
folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer

	 a) � für land- und forstwirt- 
schaftliche Betriebe (A)� 295 v.H.

	 b)  für die Grundstücke (B)� 395 v.H.

2. Gewerbesteuer	� 425 v.H.

§ 5

(1) Der Höchstbetrag der Kassenkredite 
zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben 
nach dem Haushaltsplan wird auf 
60.000.000 € festgesetzt. 

(2) Der Höchstbetrag der Kassenkredite 
zur rechtzeitigen Leistung von Auszah-
lungen nach dem Wirtschaftsplan der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
„Arena Regensburg – Regiebetrieb der 
Stadt Regensburg“ wird auf 1.200.000 € 
festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt am  
01. Januar 2015 in Kraft. 

II. 

Die Regierung der Oberpfalz hat als 
Rechtsaufsichtsbehörde die nach Art. 67 
Abs. 4 und Art. 71 Abs. 2 GO erforderli-
chen Genehmigungen mit Schreiben vom 
18.12.2014 Az. 12-1512.1-9-4 erteilt.

III.

Der Haushaltsplan liegt vom Tage nach 
der Bekanntmachung eine Woche lang 
im Neuen Rathaus, D.-Martin-Luther-Str. 
1, Zimmer 1.039, während der Dienst-
stunden öffentlich zur Einsichtnahme auf.

Regensburg, 18.12.2014

Stadt Regensburg
Joachim Wolbergs
Oberbürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung  
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Die Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
erteilte bereits mit Bescheid vom 28. Juni 
2013 (Az. 01034/2013 - 03) die beantrag-
te baurechtliche Genehmigung für die 
Errichtung von drei Stellplatzanlagen für 
Kraftfahrzeuge und Fahrräder an der 
Franz-Josef-Strauß-Allee, Gemarkung 
Oberisling, Flurstücke Nr. 103, 112/4, 
113, 114, 114/4, 114/5, 117/3 und 148/2. 
Es werden insgesamt 1717 Pkw-Stell-
plätze, 20 Behinderten-Pkw-Stellplätze, 
818 Fahrradstellplätze und 27 Busstell-
plätze errichtet. Die gegenständliche 
Änderungsgenehmigung vom 10. De- 
zember 2014 (Az. 03169/2013 - 03) 
beinhaltet nun die Zuordnung der 
Stellplätze zu dem Fußballstadion mit 
Funktionsgebäude. Aus baurechtlicher 
Sicht sind für dieses Vorhaben 1030 
Pkw-Stellplätze, 75 Behindertenstell-
plätze und 326 Fahrradabstellplätze 
erforderlich.

Die einzelnen Stellplatzanlagen werden  
in den Flächen zwischen der Bundes-
autobahn A 93 und der Franz-Josef-
Strauß-Allee errichtet. Der Parkplatz 
West befindet sich westlich der Brücke 
zur Galgenbergstraße, der Parkplatz 
Mitte zwischen der Brücke zur Galgen-
bergstraße und der Anschlussrampe zur 
Bundesautobahn A 93 und der Parkplatz 
Ost westlich der Brücke zum Unteris-
linger Weg. 

Der Baugenehmigung für das oben 
beschriebene Vorhaben liegen die mit 

amtlichem Prüfvermerk vom 10. Dezem-
ber 2014 versehenen Bauvorlagen 
zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
(in Form dieser öffentlichen Bekanntma-
chung) Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht in Regensburg, Postfachan-
schrift: 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 
Regensburg, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichts erhoben 
werden. Die Klage muss den Kläger, die/
den Beklagte(n) (hier: Stadt Regensburg) 
und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf 
gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayer. 
Bauordnung). Durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom  
22. Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde das 
Widerspruchsverfahren im Bereich des 
Baurechts abgeschafft. Es besteht keine 

Möglichkeit, gegen den erteilten  
Bescheid Widerspruch einzulegen. Die 
Klageerhebung durch E – Mail ist 
unzulässig.

Eine Nachbarklage gegen den Bescheid 
hat gemäß § 212 a  Abs. 1 Baugesetz-
buch keine aufschiebende Wirkung. Ein 
Antrag auf Anordnung der aufschieben-
den Wirkung kann beim Bayer. Verwal-
tungsgericht Regensburg gestellt werden 
(§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit  
§ 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung).

Sonstiger Hinweis:
Die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens können beim Bauordnungsamt der 
Stadt Regensburg (Neues Rathaus,  
3. Obergeschoss, Zi.Nr. 3.044) während 
der allgemeinen Geschäftszeiten 
(Montag, Dienstag und Freitag von 8.00 
bis 11.30 Uhr sowie am Donnerstag von 
8.00 bis 13.00 Uhr und von 15.00 bis 
17.30 Uhr) eingesehen werden. Eine 
vorherige Terminvereinbarung, Telefon 
0941/507-3631, wird empfohlen.

Regensburg, 10. Dezember 2014

Stadt Regensburg
Bauordnungsamt
Im Auftrag
Frohschammer
Leitender Rechtsdirektor
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung  
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Die Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
erteilte mit Bescheid vom 17. Dezember 
2014 (Az. 03081/2014 - 02) die beantrag-
te baurechtliche Genehmigung für die 
Nutzungsänderung von einer Apotheke in 
einen Dienstleistungsbetrieb für Werbe-
technik im Erdgeschoss des Gebäudes 
Schwandorfer Str. 24, Regensburg, 
Flurstück 41 der Gemarkung Steinweg. 
Der Betrieb mit einer Nettogrundfläche 
von etwa 103 qm stellt Druckerzeugnisse 
für die Werbung her. Für das Vorhaben 
sind keine zusätzlichen Kfz-Stellplätze 
herzustellen, jedoch ist ein Fahrrad- 
Abstellplatz zu errichten. 

Der Baugenehmigung für das oben 
beschriebene Vorhaben liegen die mit 
amtlichem Prüfvermerk vom 17. Dezem-
ber 2014 versehenen Bauvorlagen 
zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
(in Form dieser öffentlichen Bekanntma-
chung) Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht in Regensburg, Postfachan-
schrift: 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 
Regensburg, schriftlich oder zur Nieder-

schrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichts erhoben 
werden. Die Klage muss den Kläger, die/
den Beklagte(n) (hier: Stadt Regensburg) 
und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf 
gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayer. 
Bauordnung). Durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom  
22. Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde das 
Widerspruchsverfahren im Bereich des 
Baurechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen den erteilten  
Bescheid Widerspruch einzulegen. Die 
Klageerhebung durch E – Mail ist 
unzulässig.

Eine Nachbarklage gegen den Bescheid 
hat gemäß § 212 a  Abs. 1 Baugesetz-
buch keine aufschiebende Wirkung. Ein 

Antrag auf Anordnung der aufschieben-
den Wirkung kann beim Bayer. Verwal-
tungsgericht Regensburg gestellt werden 
(§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit  
§ 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung).

Sonstiger Hinweis:
Die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens können beim Bauordnungsamt 
der Stadt Regensburg (Neues Rathaus, 
3. Obergeschoss, Zi. Nr. 3.044) während 
der allgemeinen Geschäftszeiten 
(Montag, Dienstag und Freitag von 8.00 
bis 11.30 Uhr sowie am Donnerstag von 
8.00 bis 13.00 Uhr und von 15.00 bis 
17.30 Uhr) eingesehen werden. Eine 
vorherige Terminvereinbarung, Telefon 
0941/507-3631, wird empfohlen.

Regensburg, 17. Dezember 2014

Stadt Regensburg
Bauordnungsamt

Im Auftrag
Frohschammer
Leitender Rechtsdirektor
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Vorankündigung

Information über beabsichtigte 
Beschränkte Ausschreibungen nach  
§ 3 Abs. 3 Nr. 1 VOB/A 2009 ab einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer, siehe 
unter www.regensburg.de/vergaben

Auftraggeber:
Stadt Regensburg
Vergabestelle
Minoritenweg 8+10
93047 Regensburg
Telefon 0941/507-5629
Fax 0941/507-4629
E-Mail: vergabestelle@regensburg.de


